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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 

Bekanntmachung 

der Stadt Memmingen  

über die Festsetzung der Grundsteuer für das 

Kalenderjahr 2020 

 
     Vom 13.03.2020      

 
 

Grundsteuerfestsetzung 
 
vorbehaltlich der Erteilung anderslautender schriftlicher Grundsteuerbescheide 2020 wird hiermit 
gemäß § 27  Abs. 3 des Grundsteuergesetzes vom 07. August 1973 (BGBl I S. 965), zuletzt geändert 
durch Art. 1 Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes zur Mobilisierung von baureifen 
Grundstücken für die Bebauung vom 30.11.2019 (BGBl. I S. 1875) die Grundsteuer für das Kalenderjahr 
2020 in gleicher Höhe wie im Jahre 2019 festgesetzt. Für die Steuerschuldner treten mit dem heutigen 
Tage die gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen heute ein schriftlicher Steuerbescheid für 2020 
zugegangen wäre. 
 
 
 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe entweder 
Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden. 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: 

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
 

Stadt Memmingen  
Postanschrift: Postfach 1853,87688 Memmingen 
Hausanschrift: Marktplatz 1, 87700 Memmingen 

 
einzulegen. Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich 
nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
[Postfachanschrift: Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg, Postfach 11 23 43, 86147 
Augsburg; Hausanschrift: Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg, Kornhausgasse 4, 86152 
Augsburg], schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 Form erhoben werden. Die Klage 
kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer 
wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den 
Kläger, die Beklagte (Stadt Memmingen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 

Die Klage ist bei dem  
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg 

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

 
schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch 
in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 Form zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die 
Beklagte (Stadt Memmingen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

 1 Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen 
entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz des Bayerischen Verwaltungsgerichts Augsburg 
(www.vgh.bayern.de/vgaugsburg). 

 
[Sofern kein Fall des § 188 VwGO] Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum 
Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 
 
Memmingen, 13.03.2020 
STADT MEMMINGEN 
Manfred Schilder 
Oberbürgermeister 
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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 

STADT MEMMINGEN 

Allgemeinverfügung 

 

zur Regelung des Betretungsverbots von Alten- und Pflegeheimen, Einrichtungen, die 
dem Pflege- und Wohnqualitätsgesetz unterfallen sowie akut-stationären 

Einrichtungen 

Vollzug des Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.02.2020 (BGBl. I S. 148) 

 

 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch im 
angrenzenden Landkreis Unterallgäu gibt es mittlerweile bestätigte Fälle, meist in Verbindung 
mit Reisen in Risikogebiete. Aufgrund dessen erlässt die Stadt Memmingen folgende 

 

Allgemeinverfügung 

 

1. Alten- und Pflegeheime, Einrichtungen, die dem Pflege- und Wohnqualitätsgesetz 
unterfallen sowie akut-stationäre Einrichtungen in der Stadt Memmingen dürfen von 
Besuchern nicht betreten werden. 
 

2. Ausnahmen zur Nr. 1 sind therapeutisch oder medizinisch notwendige Besuche, das 
Betreten durch Handwerker für nicht aufschiebbare bauliche Maßnahmen am Gebäude 
sowie durch Angehörige bei Vorliegen eines dringenden Notfalls. Diese Personen haben 
ihren geplanten Besuch telefonisch bei der Einrichtung anzukündigen. 
 

3. Diese Verfügung tritt am auf die öffentliche Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. 
 

4. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs.1a Nr. 6 IfSG wird hingewiesen. 
 

Begründung: 

 

1. Die Stadt Memmingen ist gemäß § 65 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) und Art. 3 
Abs. 1 Nr. 3 i.Vm. Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes (GDVG) 
sachlich zuständig, sowie gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) iVm. § 2 Abs. 2 der Verordnung über die 
staatliche Gesundheitsverwaltung (GesV) örtlich zuständig. 

2. Rechtsgrundlage für diese Allgemeinverfügung ist § 28 Abs.1 Satz 1 IfSG. Danach trifft die 
zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist, wenn Kranke, 
Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder 
es sich ergibt, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war. 
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2.1. Aktuell erhöhen sich täglich die Zahlen derer, die nachweislich am neuen Coronavirus 
SARS-CoV-2 erkrankt sind und auch die Zahl der begründeten Verdachtsfälle steigt an. Da 
mittlerweile auch das gesamte Staatsgebiet der Republik Italien als Risikogebiet eingestuft 
wurde und viele Personen sich in den letzten Wochen dort aufgehalten haben, ist davon 
auszugehen, dass sich viele Personen mit dem Virus angesteckt haben. In den an die Stadt 
Memmingen angrenzenden Landkreisen sind bereits einige bestätigte Fälle registriert worden 
und es ist davon auszugehen, dass die zugrundeliegenden Infektionsketten weit verzweigt 
sind und es auch eine große Zahl infizierter Personen gibt, die asymptomatisch sind, da eine 
Ansteckung von den infizierten Personen oft gar nicht bemerkt wird, weil diese ohne 
Symptome verläuft. Die häufigen Symptome können auch für eine Erkältung oder einen 
grippalen Infekt gehalten werden. Es handelt sich bei dem Ausbruchsgeschehen um eine 
sehr dynamisch entwickelnde und ernst zu nehmende Situation. Bei einem Teil der Fälle sind 
die Krankheitsverläufe schwer, auch tödliche Krankheitsverläufe kommen vor. Es ist daher 
möglich, dass Besucher, die gar nicht wissen, dass sie krank sind oder ihre Symptome nicht 
in den Zusammenhang mit dem Coronavirus bringen bzw. verharmlosen, die in den Alten- 
und Pflegeheimen, in Einrichtungen, die dem Pflege- und Wohnqualitätsgesetz unterliegen 
sowie in Reha- und Akutkliniken betreuten Personen anstecken können. 

2.2. Durch das neue Coronavirus SARS-CoV-2 sind laut Angaben des Robert-Koch-Institutes 
folgende Personen besonders gefährdet: 

- Personen ab 50 bis 60 Jahre: das Risiko einer schweren Erkrankung steigt ab 50 bis 60 
Jahren stetig mit dem Alter an. Insbesondere ältere Menschen können, bedingt durch das 
weniger gut reagierende Immunsystem, nach einer Infektion schwerer erkranken 
(Immunseneszenz). Da unspezifische Krankheitssymptome wie Fieber die Antwort des 
Immunsystems auf eine Infektion sind, können diese im Alter schwächer ausfallen oder 
fehlen, wodurch Erkrankte dann auch erst später zum Arzt gehen. 

- Auch verschiedene Grunderkrankungen wie z.B. Herzkreislauferkrankungen, Diabetes, 
Erkrankungen des Atmungssystems, der Leber und der Niere sowie Krebserkrankungen 
scheinen unabhängig vom Alter das Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf zu 
erhöhen. 

- Bei älteren Menschen mit vorbestehenden Grunderkrankungen ist das Risiko für einen 
schweren Krankheitsverlauf höher als wenn nur ein Faktor (Alter oder Grunderkrankung) 
vorliegt; wenn mehrere Grunderkrankungen vorliegen (Multimorbidität) dürfte das Risiko 
höher sein als bei nur einer Grunderkrankung. 

- Für Patienten mit unterdrücktem Immunsystem (z.B. aufgrund einer Erkrankung, die mit 
einer Immunschwäche einhergeht, oder wegen Einnahme von Medikamenten, die die 
Immunabwehr unterdrücken, wie z.B. Cortison) besteht ein höheres Risiko. 
 

2.3. Es besteht damit eine konkrete Gefahr für den in Nr. 2.2. genannten Personenkreis, 
durch Besucher angesteckt zu werden. Bei unbeschränktem Zugang von Besuchern würden 
bei dem aktuell hohen Risiko, dass die Besucher an dem neuen Coronavirus SARS-CoV-2 
erkrankt sind, mit hinreichender Wahrscheinlichkeit eine Verletzung eines geschützten 
Rechtsguts, hier die Gesundheit bzw. das Leben von deutlich gefährdeten Personengruppen, 
geschehen, wenn weiterhin ohne Beschränkungen alle Besucher zugelassen werden. Die 
Verbreitung des Virus würde zudem vorangetrieben werden. 

2.4. Die angeordnete Maßnahme ist verhältnismäßig. Sie ist geeignet, da sie durch die starke 
Begrenzung der Besucher einer Einrichtung einer Verbreitung des neuen Coronavirus SARS-
CoV-2 vorbeugt bzw. die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung deutlich verringert. 

SVBl 2020 Seite 94 

 



 

Sie ist auch erforderlich, da keine milderen Maßnahmen möglich sind. Zur Vorbeugung einer 
Ansteckung ist es geboten, sich häufig die Hände zu waschen und ggfs. zu desinfizieren, 
eine gewisse Husten- und Niesetikette zu wahren sowie bei Symptomen zuhause zu bleiben. 
Die Beachtung dieser allgemeinen Verhaltensregeln ist bei dem genannten erheblich 
gefährdeten Personenkreis jedoch nicht ausreichend und kann zudem leicht missachtet 
werden. 

Das Besuchsverbot ist auch angemessen. Eine Ansteckung mit dem neuen Coronavirus 
SARS-CoV-2 könnte erheblich die Gesundheit beeinträchtigen bzw. sogar das Leben 
gefährden. Das Recht auf körperliche Unversehrtheit der Bewohner der oben genannten 
Einrichtungen durch das Betretungsverbots überwiegt in diesem Fall das Grundrecht auf 
allgemeine Handlungsfreiheit der Besucher bzw. das Grundrecht der Berufsfreiheit. Auch 
werden therapeutisch oder medizinisch notwendige Besuche nicht ausgeschlossen, dringend 
notwendige Maßnahmen am Gebäude dürfen durch Außenstehende durchgeführt werden 
und im Notfall können Angehörige die Einrichtung betreten. Eine Voranmeldung wird als 
geringfügige Belastung desjenigen angesehen. 

2.5. Die Inanspruchnahme sog. „Nicht-Störer“ ist ebenfalls verhältnismäßig. Grundsätzlich 
dürfen Maßnahmen nur gegen Personen gerichtet werden, die entweder Zustands- oder 
Verhaltensstörer sind. Allerdings ist es im vorliegenden Fall angezeigt im Sinne einer 
erfolgreichen und effektiven Gefahrenabwehr auch Personen in Anspruch zu nehmen die 
sog. „Nicht-Störer“ sind. Andere, gleich wirksame Maßnahmen gegen Störer, also 
nachweislich infizierte Personen oder Personen, die sich nachweislich im Risikogebiet 
aufgehalten haben sind nicht ersichtlich. Die „Nicht-Störer“ werden durch diese 
Inanspruchnahme auch nicht erheblich selbst gefährdet und auch nicht in etwaigen für sie 
bestehenden höherwertigen Pflichten verletzt. 

3. Gemäß § 28 Abs.3 iVm. §16 Abs. 8 IfSG ist die Anordnung sofort vollziehbar. 

4. Die Anordnung tritt am auf die Bekanntgabe folgenden Tag in Kraft. Sie ist nicht befristet. 
Bei entsprechender erneuter Risikoeinschätzung wird die Allgemeinverfügung ggfs. 
aufgehoben. 

5. Die Bußgeldbewährung der Maßnahme folgt aus § 73 Abs.1a Nr. 6 IfSG. Die Anordnung 
stellt eine Maßnahme nach § 28 Abs.1 Satz 1 IfSG dar. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage erhoben werden bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg, 
Postanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformsatz zugelassenen 
Form. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (z.B. Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl Nr. 13/2007, S. 390) wurde das 
Widerspruchsverfahren im Bereich der Gesundheitsverwaltung abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diese Verfügung Widerspruch einzulegen. 

Ein Rechtsbehelf (Anfechtungsklage) gegen diese Verfügung hat keine aufschiebende 
Wirkung; das bedeutet, dass diese auch dann befolgen müssen, wenn Sie sie mit einer Klage 
angreifen. 

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen. Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 
Klageerhebung grundsätzlich eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Memmingen, 13.03.2020 
STADT MEMMINGEN 
Manfred Schilder 
Oberbürgermeister 
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Nachfolgende Bekanntmachung wird hiermit veröffentlicht: 
 

STADT MEMMINGEN 
 

Allgemeinverfügung 
 
 

zur Regelung des Verbots von Veranstaltungen mit mehr als 500 Teilnehmern 
 
 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20.07.2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10.02.2020 (BGBl. I S. 148) 

 
 
 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in den 
angrenzenden Landkreisen gibt es mittlerweile bestätigte Fälle, meist in Verbindung mit Reisen in 
Risikogebiete. Es muss alles dafür getan werden, eine weitere Ausbreitung zu verhindern. 
 
Aufgrund dessen erlässt die Stadt Memmingen folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 
 
1. Veranstaltungen mit mehr als 500 Teilnehmern in der Stadt Memmingen werden untersagt. 

 
2. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft und gilt bis einschließlich 

19.04.2020.  
 

3. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung gemäß § 75 
Abs. 1 Nr. 1; Abs. 3 IfSG wird hingewiesen. 

 
 
Hinweis: 
Es wird empfohlen, Veranstaltungen in Räumen mit mehr als 100 Teilnehmern in eigener Verantwortung 
abzusagen und nicht daran teilzunehmen. 
 
 

Begründung: 
 
 

1. Die Stadt Memmingen ist gemäß § 65 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV) und Art. 3 Abs. 1 
Nr. 3 iVm. Abs. 2 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes (GDVG) sachlich 
zuständig, sowie gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) iVm. § 2 Abs. 2 der Verordnung über die staatliche Gesundheitsverwaltung (GesV) 
örtlich zuständig. 
 
2. Zu Ziffer 1: 
Nach § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde Veranstaltungen einer größeren Anzahl 
von Menschen beschränken oder verbieten, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, 
Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder sich ergibt, dass ein 
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Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten erforderlich ist. 
 
Bei dem neuen Coronavirus SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 
2 Nr. 1 IfSG, der sich in Bayern derzeit stark verbreitet. In allen Regierungsbezirken wurden bereits 
Krankheits- und Ansteckungsverdächtige festgestellt. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 über Tröpfcheninfektion, z.B. durch 
Husten, Niesen, und durch teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es 
zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
 
Das Verbot von Großveranstaltungen mit mehr als 500 Teilnehmern dient insbesondere dem Zweck, 
eine Ausbreitung des neuen Coronavirus SARS-CoV-2 zeitlich und räumlich zu verlangsamen und in 
der gegenwärtigen Lage insbesondere von der noch anhaltenden Influenzawelle zu entkoppeln. Eine 
zeitlich langsamere Ausbreitung hat den Vorteil, dass die medizinischen Versorgungssysteme über 
einen größeren Zeitraum in Anspruch genommen werden und die punktuelle Belastung geringer bzw. 
eine Überlastung vermieden wird. 
 
Im Bundesland Bayern gibt es mit Stand 12.03.2020, 19.30 Uhr 500 im Bundesland Baden-
Württemberg 454 bestätigte Fälle einer Infektion mit dem neuen Coronavirus SARS-CoV-2. In beiden 
Bundesländern gibt es jeweils einen bestätigten Todesfall (Quelle: 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Fallzahlen.html ). In der Stadt 
Memmingen und im angrenzenden Landkreis Unterallgäu gibt es 7 bestätigte Fälle einer Infektion mit 
dem neuen Coronavirus SARS-CoV-2.  
 
Bei Veranstaltungen mit mehr als 500 Teilnehmern ist davon auszugehen, dass die folgenden, eine 
Weiterverbreitung von COVID-19 begünstigenden Sachverhalte in stärkerem Maße vorliegen als bei 
kleineren Veranstaltungen:  

 räumliche Nähe der Teilnehmer.  
 überregionale Auswirkungen auf die Verbreitung von COVID-19, da mehr Menschen aus 

Nachbarregionen, anderen Bundesländern oder mit internationaler Herkunft die Veranstaltung 
besuchen. Dies hat sowohl Auswirkungen auf einen möglichen Eintrag von Erkrankungen in 
eine Region als auch auf die Weiterverbreitung über regionale Grenzen hinaus.  

 Eine Kontaktpersonennachverfolgung und daraus folgende Containmentmaßnahmen sind für 
den Fall, dass ein Teilnehmer im Nachhinein positiv auf SARS-CoV-2 getestet wird, nicht bzw. 
schlechter möglich.  

 Es ist wahrscheinlicher, dass Personen aus Krankenversorgung, Öffentlichem 
Gesundheitsdienst sowie Innerer Sicherheit und Ordnung unter den Teilnehmern sind, die es 
besonders zu schützen gilt. Dasselbe gilt für Risikopersonen, zumindest für höhere 
Altersgruppen. 

 
Hygienemaßnahmen, die das Risiko einer Ausbreitung von SARS-CoV-2 einschränken, können die 
Risiken bei solch großen Veranstaltungen nicht ausreichend senken. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Faktoren ist die zeitlich befristete Verbotsanordnung verhältnismäßig 
und gerechtfertigt, um der vorrangigen Gesundheitssicherheit der Bevölkerung (Art. 2 Abs. 2 S. 1 
Grundgesetz) Rechnung zu tragen. 
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3. Zu Ziffer 2: 
Die Anordnung tritt am auf die Bekanntgabe folgenden Tag in Kraft, Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG. 
Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist sie bis einschließlich 19.04.2020 befristet. Zu diesem 
Zeitpunkt wird eine erneute Risikoeinschätzung stattfinden. 
Die Anordnung ist gemäß § 28 Abs. 3 iVm § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
 
4. Zu Ziffer 3: 
Die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung findet ihre Grundlage in § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG. 
Zuwiderhandlungen sind daher strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem 
Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg erhoben werden. 
 
Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben 
werden. Die Anschrift lautet: 

 
Bayerisches Verwaltungsgericht Augsburg in 86152 Augsburg, 
Postfachanschrift: 11 23 43, 86048 Augsburg 
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg 

 
Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu 
entnehmenden Bedingungen erhoben werden.  

 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder 
Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 

rechtlichen Wirkungen! 
- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 

Klagerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.  
 
Memmingen, 13.03.2020 
STADT MEMMINGEN 
Manfred Schilder 
Oberbürgermeister 
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